
Bislang bleibt die Zahl der dann tatsäch-
lich auch fertiggestellten Wohnungen 
deutlich hinter den Erwartungen zurück. 
Denn:„Genehmigt ist noch lange nicht 
gebaut. Mit dem erhofften Wohnungs-
bau-Boom hat das bis jetzt nichts zu tun“, 
so der GdW-Chef. Die Steigerung bei den 
Genehmigungen basiere zudem auf extrem 
niedrigen Ausgangszahlen. Sie sei daher 
leider nur relativ gesehen stark. „In absolu-
ten Zahlen bleiben wir leider weit entfernt 
von den Zielwerten“, so der GdW-Chef.

Hinzu komme, dass mehr als ein Viertel des 
Zuwachses durch die starke Steigerung bei 
den Genehmigungen von Wohnheimen 
unter anderem für Flüchtlingsunterkünfte 
resultiere. Diese würden aber nicht zu einer 
dauerhaften Entlastung auf den regulären 
Wohnungsmärkten beitragen. 

Im ersten Halbjahr 2016 wurde in Deutsch-
land der Bau von rund 182.800 Wohnun-
gen genehmigt. Das waren 30,4 Prozent 
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Aktuelle Meldungen

Sprachkenntnisse fördern Er-
werbstätigkeit von Zuwanderern

Die Erwerbstätigenquote der Zuwan-
derer lag 2014 etwa 10 Prozent nied-
riger als die der einheimischen Bevöl-
kerung der gleichen Altersgruppe. Wie 
das Statistische Bundesamt mitteilte, 
waren 52,3 Prozent der Zuwanderer 
mit Grundkenntnissen der deutschen 
Sprache erwerbstätig. Bei den Zuwan-
derern mit fließenden Deutschkennt-
nissen lag die Erwerbstätigenquote um 
rund ein Drittel höher und erreichte 
damit fast das Niveau der einheimi-
schen Bevölkerung. � (wi) 

Kartellamt prüft Müllgebühren

Der Steuerzahlerbund und das Institut 
der deutschen Wirtschaft beklagen die 
preisliche Diskrepanz zwischen den Mül-
lentsorgungsgebühren in den Städten 
und Gemeinden. Außerdem werden die 
Ursachen dafür nicht offengelegt. Das 
berichtete die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung online am 18. August 2016. Das 
Bundeskartellamt will jetzt den Markt 
durchleuchten.� (wi) 

1,6 Millionen Wohn-Riester-
Verträge

Ende des ersten Quartals 2016 wurden 
in Deutschland 1,592 Millionen zerti-
fizierte Sparverträge nach dem Eigen-
heimrentengesetz registriert. Dies geht 
aus einer Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hervor. Zur 
Zahl der mit Bau- und Wohnungsgenos-
senschaften geschlossenen Verträge lie-
gen demnach keine Angaben vor. � (wi) 

Ausgabe 25. August 201634

Baugenehmigungen steigen weiter,  
aber „genehmigt ist noch lange nicht gebaut“ 

Berlin – „Die Zahl der genehmigten Wohnungen steigt seit geraumer Zeit, das 
ist ein positiver Trend. Dennoch dürfen die Zuwächse über eines nicht hinweg-
täuschen: Die Zahl der Baugenehmigungen reicht immer noch nicht aus, um 
den Bedarf von jährlich 400.000 neuen Wohnungen gerade in den wachsenden 
Ballungsräumen zu decken“, erklärte Axel Gedaschko Präsident des Spitzenver-
bandes der Wohnungswirtschaft GdW, zu den am 18. August 2016 veröffent-
lichten Zahlen des Statistischen Bundesamtes. 

Die zunehmenden Baugenehmigungen haben noch lange nichts mit dem erhofften Wohnungs-
bau-Boom zu tun. Viele Wohnungen werden außerdem im höherpreisigen Segment angeboten. 
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oder knapp 42.700 Wohnungen mehr als 
im Vorjahreszeitraum. Damit setzte sich das 
2009 begonnene Wachstum bei den Bau-
genehmigungen fort. Im Geschosswoh-
nungsbau wurden im ersten Halbjahr 2016 
rund 80.700 Wohnungen genehmigt, im 
Ein- und Zweifamilienhausbau rund 61.400 
Wohnungen. Ohne Berücksichtigung der 
Wohnungen in Wohnheimen stiegen die 
Baugenehmigungen in neuen Wohnge-
bäuden nur um 22,5 Prozent.

„Die Politik muss vom Erkenntnismodus 
nun endlich in den Entscheidungsmodus 
umschalten“, forderte Gedaschko. „Dies 
richtet sich insbesondere an die vielen 
Stadträte. Denn eines fehlt ganz beson-
ders: bezahlbares Bauland.“ Mit einer 
immer weiter steigenden Auflagenflut und 
fehlenden Anreizen für den Wohnungs-

bau sorge die Politik zudem dafür, dass die 
Dynamik beim Wohnungsbau schon wie-
der deutlich abebbt. 

Hohe Baukosten, steigende Grunderwerb-
steuern und hohe energetische Anforde-
rungen in Kombination mit Diskussionen 
um die Verbreiterung des Mietspiegels und 
ein Absenken der Modernisierungsumlage 
führen dazu, dass die Neubautätigkeit nicht 
ausreichend an Fahrt aufnehmen kann. 
Zudem wächst der Bauüberhang. Das 
heißt, immer weniger Wohnungen werden 
zügig fertig gestellt – die meisten davon 
auch noch im hochpreisigen Segment. 

Grund für die mangelnden Fertigstellun-
gen sind auch zunehmende Streitigkeiten 
im Planungsprozess, die den Neubau ver-
zögern. Konkret müssten in Deutschland 
bis zum Jahr 2020 jährlich rund 140.000 

Mietwohnungen mehr als im letzten Jahr 
gebaut werden. Davon 80.000 Sozialwoh-
nungen und 60.000 Einheiten im bezahl-
baren Wohnungssegment.

„Was der Wohnungsbau dringender 
denn je braucht, sind wirksame Anreize“, 
erklärte Gedaschko. Es müssen mehr Bau-
flächen zur Verfügung gestellt und durch 
die Kommunen verstärkt nach Konzept-
qualität vergeben werden. Neben einem 
Stopp der Preisspirale insbesondere bei der 
Grunderwerbsteuer ist zudem eine Erhö-
hung der linearen Abschreibung für Abnut-
zung von 2 auf mindestens 3 Prozent not-
wendig. „Sollte sich hier nicht zügig etwas 
ändern, werden die Neubauzahlen trotz 
des vermeintlichen Anstiegs bei weitem 
nicht an das heranreichen, was eigentlich 
gebraucht wird“, so der GdW-Chef.
 � (schi) 

 Fortsetzung von Seite 1

Der große Politik-Check: „Best-of“ der neubauschädlichen Regelungen –  
und was die Politik dagegen tut 

Berlin – „Bauen wird immer teurer und komplizierter. Neubau findet daher zum Großteil nur noch im oberen Mietpreis-
segment statt“, mahnte GdW-Präsident Gedaschko auf der Jahrespressekonferenz des Spitzenverbands der Wohnungs-
wirtschaft Anfang Juli in Berlin. „Die Ursachen dafür liegen in überhöhten technischen Anforderungen, unter anderem 
an die Energieeffizienz, steigenden Preisen für Baugrund und höheren Baukosten. Die Folge sind hohe Mieten oder mehr 
Wohnungsbau im Eigentumsbereich.“

Die Kostentreiber im Wohnungsbau sind 
überwiegend staatlich gemacht: Bund, 
Länder und Kommunen haben den Woh-
nungsbau in den vergangenen Jahren 
durch Gesetze, Verordnungen, Aufla-
gen, Steuern und Materialanforderun-
gen enorm verteuert. „Wir fordern Bund, 
Länder und Kommunen auf, endlich ein-
zugreifen, um das Wohnen für Haushalte 
mit mittleren und unteren Einkommen 
erschwinglich zu halten. Dafür ist es drin-
gend notwendig, die Kostentreiber beim 
Wohnungsbau zu begrenzen“, forderte 
der GdW-Chef. 

Der Politik-Check des GdW analysiert: Wo 
ist es seit dem letzten Jahr vorangegangen 
und wo wird nur geredet, statt gehandelt? 

Baukosten  
Die Bauwerkskosten von Mehrfamilien-
häusern in Deutschland sind seit dem Jahr 
2000 um rund 49 Prozent gestiegen. Bei 
den reinen Baupreisen gab es im gleichen 
Zeitraum dagegen lediglich einen Anstieg 
von rund 31 Prozent – leicht höher als 
die Lebenshaltungskosten, bei denen die 
Zunahme bei 25 Prozent lag. 

Die Baukosten insgesamt, die neben den 
Kosten des Bauwerks auch die Außenanla-

gen, Ausstattungen und die Baunebenkos-
ten enthalten, gingen zwischen den Jahren 
2000 und 2016 sogar um 60 Prozent nach 
oben. 

Die Neubau-Kosten pro Quadratmeter 
Wohnfläche (ohne Grundstück) in einem 
Muster-Mehrfamilienhaus sind konkret von 
1.739 Euro im Jahr 2000 um 1.049 Euro 
auf 2.788 Euro im vergangenen Jahr gestie-
gen. 330 Euro davon gehen allein auf das 
Konto von Bund, Ländern und Kommunen 
durch Vorgaben und Anforderungen. 

Zudem wird das Ordnungsrecht immer 
schärfer: Seit dem Jahr 2000 wurde die 
Energieeinsparverordnung (EnEV) vier Mal 
novelliert – mit immer höheren Anforde-
rungen. Allein das hat die Bau Bauwerks-
kosten um 6,5 Prozent ansteigen lassen. 
Bei Berücksichtigung der EnEV 2016 kom-
men Kostensteigerungen von sieben Pro-
zent zum Tragen. In Verbindung mit dem 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz in der 
gültigen Fassung kommen nochmals wei-
tere zwei Prozent Bauwerkskostensteige-
rung dazu. 

Das Problem: Bei ambitionierten energe-
tischen Standards steigen die Kosten auf-
grund des hohen baukonstruktiven und 

anlagentechnischen Aufwandes exponen-
ziell an, während die Kurve des möglichen 
Einsparpotenzials beim Energieverbrauch 
immer weiter abflacht. Die Wirtschaftlich-
keit von Wohnungsneubauten verschlech-
tert sich also zunehmend, je höher das 
energetische Anforderungsniveau aus-
fällt. „Bereits für den energetischen Stan-
dard, den die Energieeinsparverordnung ab 
2016 vorschreibt, kann die Wirtschaftlich-
keit nicht nachgewiesen werden“, erklärte 
Gedaschko. Die Grenze der wirtschaftli-
chen Vertretbarkeit ist damit insbesondere 
für den mehrgeschossigen Wohnungsbau 
bereits mit der EnEV 2009 erreicht wor-
den. „Jegliche weitere Verschärfungen der 
energetischen Anforderungen sind Gift für 
den vielerorts dringend notwendigen Woh-
nungsbau und müssen unbedingt unter-
bleiben“, forderte der GdW-Chef.

…einen Neustart bei der Energieein-
sparverordnung herbeiführen. Die 
Energieeinsparverordnung darf die 
Schaffung bezahlbaren Wohnraums 
nicht gefährden.

 Politik-Check: Derzeit laufen 

Der Bund muss deshalb…

Weiter auf Seite 3 
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Grunderwerbsteuer  
Die Grunderwerbsteuer ist in den einzel-
nen Bundesländern in den letzten Jahren 
deutlich gestiegen und liegt heute – mit 
zwei Ausnahmen – zwischen 4,5 und 6,5 
Prozent der Bemessungsgrundlage. Als 
nächstes will Thüringen die Grunderwerb-
steuer zum 1. Januar 2017 auf 6,5 Prozent 
anheben. Im Jahr 2014 wurden 9,34 Milli-
arden Euro Grunderwerbsteuer eingenom-
men, 2015 waren es 11,25 Milliarden Euro. 
„Diese Preisspirale muss ein Ende haben“, 
forderte Gedaschko.

JAHRESSTATISTIK 

die Gespräche, die EnEV 
grundsätzlich zu novellie-
ren. Ausgang offen. 

…die für den Herbst erwarteten 
Ergebnisse der Baukostensenkungs-
kommission im Rahmen des Bünd-
nisses für bezahlbares Wohnen und 
Bauen zügig umsetzen.

 Politik-Check: Es gibt Arbeits-
bündnisse und Absichtser-
klärungen, eine wirkliche 
Umsetzung steht aber der-
zeit noch aus.

…die steuerliche Normalabschrei-
bung (AfA) von zwei auf drei Prozent 
erhöhen. In den Gebieten, in denen 
die neue Mietpreisbremse gelten soll, 
sollten die Abschreibungssätze auf 
vier Prozent erhöht werden.

 Politik-Check: Dies ist 
derzeit in keinem Gesetz-
entwurf vorgesehen.

…eine Sonder-Abschreibung für den 
Wohnungsbau zulassen und dazu 
den früheren Paragraphen 7k des 
Einkommensteuergesetzes wieder 
einführen. Darüber hinaus brauchen 
wir eine gleichwertige Investitions-
zulage.

 Politik-Check: Die Koa-
litionsgespräche zur Einfüh-
rung einer Sonder-Afa sind 
Anfang Juli gescheitert.

…die soziale Wohnraumförde-
rung erhöhen 

 Politik-Check: Die Wohnraumför-
dermittel wurden für 2016 
um 500 Millionen Euro auf 
rund eine Milliarde Euro 
aufgestockt. 

Die Kommunen müssen…
…die Auflagen-Flut stop-
pen.

 Politik-Check:  Bisher ist 
davon nichts zu sehen. 

 Fortsetzung von Seite 2

Grundsteuer 
Die durchschnittlichen Hebesätze bei der 
Grundsteuer sind im vergangenen Jahr 
weiter angestiegen – vor allem bei der 
Grundsteuer B. Die Grundsteuer B wird 
auf bebaute Grundstücke erhoben und 
trifft damit so gut wie alle Bürger, da diese 
entweder selbst Hausbesitzer sind oder die 
Steuer über die Mietnebenkosten zu zahlen 
haben. Sie brachte den deutschen Kom-
munen im Jahr 2014 insgesamt etwa 10,9 
Milliarden Euro ein – knapp 14 Prozent der 
Gesamteinnahmen. 

Von den 11.103 deutschen Kommunen 
haben im ersten Halbjahr 2015 insgesamt 
2.049 die Grundsteuer B erhöht – das 
entspricht einem Anteil von 18 Prozent. 
Im Gesamtjahr 2014 hatten 23 Prozent 
der Kommunen den Grundsteuer-Hebes-
atz erhöht. Die Grundsteuer B ist von 
Haus- und Wohnungseigentümern zu 
zahlen und wird in der Regel vollständig 
auf Mieter umgelegt – das Wohnen wird 
dadurch teurer. Das sind die Ergebnisse 
einer aktuellen Analyse der Prüfungs- und 
Beratungsgesellschaft EY (Ernst & Young) 
zur Entwicklung der Grundsteuer-B- und 
Gewerbesteuer-Hebesätze aller deutschen 
Kommunen (ohne die Stadtstaaten) in den 
Jahren 2005 bis 2015.

Gleichzeitig vergrößert sich der Abstand 
zwischen den Ländern: Während in Baden-
Württemberg und Bayern im vergangenen 
Jahr nicht einmal jede zehnte Kommu-
nen die Grundsteuer erhöht hat, haben in 
Hessen, dem Saarland und in Nordrhein-
Westfalen – zum Teil erzwungen durch 
die Vorgaben der jeweiligen kommunalen 
Schutzschirme – jeweils mehr als die Hälfte 
der Städte und Gemeinden den Grund-
steuerhebesatz heraufgesetzt. Bundesweit 
stieg der durchschnittliche Grundsteuerhe-

Die Länder müssen…
…aufhören, ständig an der Grund-
erwerbsteuer zu drehen. Die Steu-
ersätze müssen auf ein investitions-
freundliches Niveau zurückgeführt 
werden – zumindest für den Neu-
bau von bezahlbarem Wohnraum 
und Sozialmietwohnungen auf den 
früheren Steuersatz von 3,5 Prozent 
begrenzt werden. Außerdem muss 
die Fusion von Wohnungsunterneh-
men von der Grunderwerbsteuer 
freigestellt werden. 

 Politik-Check: Hamburg hat in 
seinem jüngsten Bündnis festgelegt, 
die Grunderwerbsteuer zumindest 
nicht weiter zu erhöhen. Thüringen 
dagegen nimmt 
zum 1. Januar 2017 
eine Erhöhung vor.

besatz allein im ersten Halbjahr 2015 um 
sieben Punkte von 358 auf 365 Prozent – 
so stark wie im gesamten Vorjahr.

Haus- und Wohnungsbesitzer wie auch 
Mieter müssen derzeit in Nordrhein-West-
falen mit Abstand am meisten zahlen: Dort 
lag der durchschnittliche Grundsteuerhe-
besatz zur Jahresmitte bei 493 Prozent – 
31 Punkte höher als noch Ende 2014. 
Am wenigsten verlangen die Kommu-
nen in Schleswig-Holstein (311 Prozent) 
und Bayern (341 Prozent) von Haus- und 
Wohnungseigentümern beziehungsweise 
Mietern. Die meisten Erhöhungen der 
Grundsteuer wurden im vergangenen Jahr 
in Nordrhein-Westfalen, dem Saarland und 
Hessen registriert, wo jeweils mehr als jede 
zweite Kommune den Steuersatz herauf-
setzte.

Während in Rheinland-Pfalz, Nordrhein-
Westfalen, Hessen und Thüringen in den 
vergangenen fünf Jahren mehr als neun 
von zehn Kommunen mindestens einmal 
die Grundsteuer erhöht haben, liegt der 
Hebesatz in den meisten bayerischen Kom-
munen heute noch auf dem Niveau von 
2010: Gerade einmal 22 Prozent der Kom-
munen im Freistaat haben seit 2010 die 
Grundsteuer erhöht. Die jeweiligen Erhö-
hungen fielen dabei so moderat aus, dass 
der durchschnittliche Hebesatz in Bayern 
gerade einmal um acht Punkte stieg – in 
Hessen im gleichen Zeitraum hingegen um 
126 Punkte und in Nordrhein-Westfalen 
um 93 Punkte.

Deutschlands „teuerste“ Kommune ist mit 
einem Grundsteuerhebesatz von 960 Pro-
zent das hessische Nauheim. Unter den grö-
ßeren Städten ab 50.000 Einwohner liegen 
Duisburg und Rüsselsheim mit Hebesät-
zen von 855 beziehungsweise 800 Prozent 
bundesweit an der Spitze. Insgesamt hatten 
Mitte 2015 deutschlandweit 13 Städte und 
Gemeinde einen Grundsteuerhebesatz von 
800 Prozent und höher – Ende 2014 waren 
es nur sieben.� (burk/schi) 

 Lesen Sie nächste Woche den zweiten Teil  

des großen Politikchecks 

 Die ausführliche Jahresbilanz 

des GdW finden Sie unter diesem Kurz-Link: 

http://goo.gl/Xn8N1z 

 Die Jahrespressekonferenz in voller Länge  

auf YouTube: goo.gl/BWM2Dn

Die Kommunen müssen…
…die Steuerspirale bei der Grund-
steuer stoppen. 

 Politik-Check: Die 
Grundsteuer steigt unge-
bremst. Wohnen und Wirt-
schaften wird teurer. 
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Sommerakademie der 
Wohnungswirtschaft:  
GdW zeichnet beste 
Immobilien-Ökonomen 
2015 aus

Berlin – Der GdW hat anlässlich der 
Sommerakademie der Wohnungs
wirtschaft in Bochum am 11. August 
2016 die besten Immobilien-Ökono-
men (GdW) des Jahres 2015 ausge-
zeichnet. Axel Gedaschko, Präsident 
des Spitzenverbandes der Wohnungs-
wirtschaft, gratulierte den drei Preis-
trägern zu ihren hervorragenden 
Gesamtleistungen. 

Jeder der ausgezeichneten Preisträ-
ger wurde von einer der bestehenden 
Ausbildungsakademien für den Preis 
vorgeschlagen. „Unsere Nachwuchskräfte 
bestätigen erneut die durchgängig hohe 
Qualität der wohnungswirtschaftlichen 
Ausbildung. Ihre Leistungen untermau-
ern das hervorragende Angebot an Fort- 
und Weiterbildung in unserer Branche“, 
erklärte GdW-Präsident Axel Gedaschko.

Mit der nun 12. Sommerakademie hat sich 
ein Erfolgsmodell für Personalförderung 
fest etabliert. Die Wohnungswirtschaft 
bietet damit ihren talentierten Nachwuchs-
kräften die Möglichkeit, in Workshops, 
durch Fachvorträge und im Erfahrungs-
austausch ihr Wissen und ihre Kompeten-
zen sowie ihr Netzwerk zu erweitern und 
sich auszutauschen. Denn qualifizierte und 
motivierte Mitarbeiter sind entscheidende 
Erfolgsfaktoren für die Unternehmen. Die-
jenigen, die morgen leitende Positionen 
in den Wohnungsunternehmen bekleiden 
sollen, müssen heute verantwortungsvoll 
darauf vorbereitet werden. 

Die viertägige Veranstaltung stand in die-
sem Jahr unter dem Motto „Flüchtlinge 
und Quartiersentwicklung“. Die jungen 
Nachwuchskräfte beschäftigten sich unter 
anderem mit den Themen Digitalisie-
rung, Energiewende, Migration und Quar-
tiersentwicklung sowie mit den konkreten 
Herausforderungen und Chancen für das 
interkulturelle Vermieten und Wohnen. 

Die Sommerakademie der Wohnungswirt-
schaft findet jedes Jahr beim EBZ – Europäi-
sches Bildungszentrum der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft statt und hat sich zum 
Ziel gesetzt, Nachwuchsführungskräfte der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft auf 
die Zukunft vorzubereiten.� (wei/schae/schi) 

 Eine Liste der Preisträger sowie ihre 

Abschlussarbeiten zum Download finden Sie 

unter diesem Kurz-Link: http://goo.gl/9Mx1Dp

AUS-, FORT- UND WEITERBILDUNG

Aktueller Zahlenspiegel 8/2016
Rahmendaten zur Wohnungswirtschaft in Deutschland

Bevölkerungsstand 3. Vierteljahr Veränderung
(Ergebnisse auf Grundlage des Zensus 2011) 2014 2015 gegen Vorjahr

Bevölkerungsstand (1.000 Einwohner) 81.084 81.771 +0,8%

Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen 1. Vierteljahr Veränderung
Veränderung gegen Vorjahr 2015 2016 gegen Vorjahr
auf Basis der Preise von 2010 Mrd. Eur; in jeweiligen Preisen preisbereinigt

Bruttoinlandsprodukt (Mrd. EUR) 739,4 762,3 +1,3%
dar.:	 Bauinvestitionen (Anlageinvestitionen Bauten) 65,5 67,7 +3,2%
	 dar.: Wohnbauten 40,0 41,7 +4,2%

Verbraucherpreisindex Juli Veränderung
(2010 = 100) 2015 2016 gegen Vorjahr

Verbraucherpreisindex aller privaten Haushalte 107,2 107,6 +0,4%

Mietpreisindex Juli Veränderung
(2010 = 100) 2015 2016 gegen Vorjahr

Wohnungsmiete (einschl. Nebenkosten) insgesamt 106,6 107,7 +1,0%
   Wohnungsmiete (inkl. Miete von Eigentumswohnungen) 106,7 107,9 +1,1%

      Altbauwohnungen 107,1 108,4 +1,2%
      Neubauwohnungen 106,6 107,8 +1,1%

Index der Mietnebenkosten Juli Veränderung
(2010 = 100) 2015 2016 gegen Vorjahr

Wasserversorgung 107,7 110,1 +2,2%
Müllabfuhr 99,7 99,7 +0,0%
Abwasser 104,1 104,1 +0,0%
Andere Nebenkosten 110,9 113,2 +2,1%

Index der Energiekosten Juli Veränderung
(2010 = 100) 2015 2016 gegen Vorjahr

Strom 124,7 125,6 +0,7%
Gas 109,8 106,6 -2,9%
Flüssige Brennstoffe 93,1 76,3 -18,0%
Feste Brennstoffe 112,1 108,8 -2,9%
Zentralheizung/Fernwärme 111,1 101,2 -8,9%

Baupreisindex (2010 = 100) 2. Vierteljahr Veränderung
(ohne Umsatzsteuer) 2015 2016 gegen Vorjahr

Bauleistungen (Neubau) am Wohngebäude 110,9 113,2 +2,1%     
        Rohbauarbeiten 109,8 111,5 +1,5%     
        Ausbauarbeiten 111,9 114,5 +2,3%

Baulandpreise 1. Vierteljahr Veränderung
(in EUR je qm) 2015 2016 gegen Vorjahr

Kaufwerte für baureifes Bauland (EUR je qm) 142,42 146,71 +3,0%
   Geschäftsgebiet 364,00 266,70 -26,7%
   Geschäftsgebiet mit Wohngebiet gemischt 123,45 144,09 +16,7%
   Wohngebiet 164,03 168,84 +2,9%
   Industriegebiet 41,84 44,64 +6,7%
   Dorfgebiet 36,56 38,80 +6,1%

Index des Auftragseinganges im Baugewerbe Mai Veränderung
(Wertindex 2010 = 100) 2015 2016 gegen Vorjahr

Hoch- und Tiefbau 127,9 155,9 +21,9%
      Wohnungsbau 163,3 208,1 +27,4%

Wohnungsbaugenehmigungen Januar bis Juni Veränderung
2015 2016 gegen Vorjahr

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 140.163 182.820 +30,4%
dar.: Wohnungen (Neubau) in Einfamilienhäusern 44.697 50.064 +12,0%
        Wohnungen (Neubau) in Zweifamilienhäusern 9.594 11.348 +18,3%
        Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 61.735 80.672 +30,7%
        davon: Eigentumswohnungen 31.035 38.093 +22,7%
                    Mietwohnungen 30.700 42.579 +38,7%

Quelle: Statistisches Bundesamt   © GdW Beckmann
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Geschäftsraummietrecht� 5. September 2016, Frankfurt am Main 

Wer Geschäftsraum vermietet, muss andere Dinge berücksichtigen als der Wohnraum-
vermieter. Auch wenn der Bundesgerichthof beispielsweise die bei Wohnraum geänderte 
jüngste Rechtsprechung zu Schönheitsreparaturen immer häufiger auch auf Geschäfts-
raum ausdehnt, gibt es nach wie vor wesentliche Unterschiede, die es von Vertragsab-
schluss bis Vertragsende zu beachten gilt.
Weitere Infos: EBZ, Andrea Bohn, Telefon: 0234/9447510, E-Mail: a.bohn@e-b-z.de,  

Internet: www.e-b-z.de  

Sozialrecht� 5. September 2016, Berlin

Gesetzliche Voraussetzungen für die Kostenübernahme für beispielsweise Mietschulden, 
Renovierungen, Reinigungen sowie Wohnungsanpassungsmaßnahmen sind die inhaltli-
chen Schwerpunkte dieses Seminars. Außerdem wird über die Kommunikation mit den 
betroffenen Mietern und den zuständigen Behörden gesprochen. 
Weitere Infos: BBA, Kathrin Rosenmüller, Telefon: 030/23085535, 

E-Mail: kathrin.rosenmueller@bba-campus.de, Internet: www.bba-campus.de  

Softwareumstellung� 22. September 2016, Stuttgart

Die Softwarelandschaft für Wohnungsunternehmen ist in einem steten Wandel. Welche 
Schwerpunkte sind beim Systemwechsel zu beachten und wie sollten man ein solches 
Projekt angehen? 
Weitere Infos: AWI, Stefanie Kurz, Telefon: 0711/16345601, E-Mail: stefanie.kurz@awi-vbw.de,  

Internet: www.awi-vbw.de 

Beschwerdefälle in Mietverhältnissen� 28. September 2016, Dresden

Die Anzahl der Vertragsverstöße bei schwierigen Mietern nimmt zu. Hier ist es notwendig, 
einerseits besonnen, andererseits aber auch konsequent zu handeln. Gesetz und Recht-
sprechung verlangen dabei vom Vermieter, bestimmte Vorgaben zu erfüllen. Nur wenn 
ein Vermieter diese Vorgaben kennt, kann er erfolgreich tätig werden. In diesem Seminar 
werden typische Beschwerdefälle anhand von praktischen Beispielen vorgestellt. 
Weitere Infos: VSWG, Cindy Habrom, Telefon: 0351/8070122, E-Mail: habrom@vswg.de,  

Internet: www.vswg.de 

Die web-Präsenz der wi finden Sie unter www.
haufe.de/immobilien in der rechten Seitenhälfte, 
indem Sie bis zum Menüpunkt „Zeitschriften” nach 
unten scrollen und dort anhand der Menüpfeile die 
wi auswählen. 

Um das Online-Archiv der wi nutzen zu können, 
klicken Sie oben rechts auf „Anmelden” und 
geben dort Ihre E-Mail-Adresse und Ihr Passwort 
ein. Sollten Sie noch über kein Benutzerkonto auf  
www.haufe.de verfügen, können Sie unter „Neu-
registrierung” ein Konto anlegen.

Nach der Anmeldung erscheint oben rechts, neben 
Ihrem Benutzernamen unter „Meine Produkte star-
ten”, die wi. Anschließend können Sie alle Ausga-
ben der wi als Blätter-PDFs auf Ihrem PC, Tablet oder 
Smartphone anschauen. Sollte das nicht der Fall sein, 
wenden Sie sich bitte an das Haufe-Service-Center 
unter 0800-7234253 (kostenlos) und geben dort 
Ihre E-Mail-Adresse an. Diese wird dann mit Ihrem 
Print-Abonnement der wi verknüpft – anschließend 
erscheint die wi als Online-Produkt in Ihrer Übersicht.

Online-Archiv

Hans Maier, Verbandsdirektor und 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied des 
Verbandes bayerischer Wohnungsunterneh-

men, feierte am 20. August 2016 seinen 55. 
Geburtstag. Er ist Mitglied im GdW-Fachaus-
schuss Rechnungslegung und Finanzierung.
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Kündigung bei verspäteter Zahlung durch Behörde

ZAHL DER WOCHE

Millionen Menschen leben in Kommu-
nen, in denen für weniger als 25 Pro-
zent der Haushalte Breitbandkabelan-
schlüsse mit mindestens 50 Megabit 
pro Sekunde (Mbit/s) verfügbar sind. 
Die aktuelle Versorgungssituation 
mit Breitbandkabelanschlüssen Ende 
2015 zeigt deutlich, dass noch viele 
Regionen weit von den von der Bun-
desregierung angestrebten 50 Mbit/s 
entfernt sind. Zwar können bereits 
70,1 Prozent aller Haushalte mit leis-
tungsfähigem Breitband versorgt 
werden. Das sind jedoch hauptsäch-
lich städtische Haushalte. Die regi-
onalen Versorgungsdefizite lassen 
sich nach Ergebnissen des Bundesin-
stituts für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung wie folgt skizzieren: Im städ-
tischen Raum konnten 77,5 Prozent 
der Haushalte mit 50 Mbit/s versorgt 
werden, im ländlichen Raum nur 53,2 
Prozent. Strukturstärke und -schwä-
che sind wichtige Rahmenbedingun-
gen des Breitbandausbaus. So liegen 
die Versorgungsgrade der Haushalte 
mit 50 Mbit/s in Großstädten bei 88,4 
Prozent, in den großen Kleinstädten 
strukturstarker ländlicher Räume bei 
69,1 Prozent und in den Landgemein-
den strukturschwacher ländlicher 
Räume bei nicht einmal 20 Prozent. �

11,9

GdW-NEWS

Mikrolofts und CO2-neutrale Quartiere:  
GdW-Präsident auf Sommertour in Baden-Württemberg

Recht so

„In seiner Entscheidung betonte der BGH, dass eine Behörde nicht Erfül-
lungsgehilfe des Mieters bei Zahlung der Miete ist. Dies ist rechtlich inso-
weit relevant, als ein Verschulden des Erfüllungsgehilfen dem Mieter in 
gleichem Umfang zuzurechnen gewesen wäre. Dann wäre eine Kündi-
gung hier wohl ‚problemlos‘ durchgegangen. Richtigerweise meint hier 
der BGH aber, dass eine Behörde auch in diesen Fällen eine hoheitliche 
Aufgabe wahrnehme, nämlich die Grundsicherung des Hilfsbedürftigen zu gewäh-
ren. Daher könne sie kein bloßer Erfüllungsgehilfe des Leistungsempfängers sein. Die 
außerordentliche fristlose Kündigung aus wichtigem Grund setzt aber nicht allein 
Verschulden voraus. Auch wenn also der Mieter für die verspätete Zahlung des Job-
centers nicht verantwortlich ist, sind andere Aspekte zu berücksichtigen. Etwa, ob 
das Mietverhältnis bislang störungsfrei verlaufen oder der Vermieter gerade auf eine 
pünktliche Mietzahlung angewiesen ist. Die Prüfung anderer Umstände erfolgte durch 
die Vorinstanz jedoch nicht. Dies muss nunmehr nachgeholt und insofern noch einmal 
neu entschieden werden.“�  

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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Mit Urteil vom 29. Juni 2016 (AZ.: VIII ZR 173/15) hat der Bundesgerichtshof (BGH) ent-
schieden, dass eine Behörde, die im Rahmen der Daseinsvorsorge staatliche Transferleis-
tungen erbringt, nicht als Erfüllungsgehilfe des Mieters tätig werde, wenn sie für ihn die 
Miete an den Vermieter zahlt. Ein wichtiger Grund für die fristlose Kündigung im Sinne des 
§ 543 Absatz 1 Satz 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) könne auch – unabhängig von einem 
etwaigem Verschulden des Mieters – allein in der objektiven Pflichtverletzung unpünktli-
cher Mietzahlungen und den für den Vermieter daraus folgenden negativen Auswirkungen 
liegen, wenn die Gesamtabwägung ergäbe, dass eine Fortsetzung des Mietverhältnisses 
für den Vermieter unzumutbar sei. In dem hier abgekürzt dargestellten Sachverhalt wurde 
die Miete beziehungsweise Teilbeträge der Miete durch das Jobcenter verspätet gezahlt, 
der Vermieter war auf pünktliche Mietzahlungen jedoch angewiesen.�  

Die Besichtigung der mikro
LOFTs fand in Begleitung 
von Vertretern des vbw und 
der Familienheim eG statt. 
Auch die baden-württem-
bergische Landtagsabge
ordnete Martina Braun 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
3.v.l.) machte sich ein Bild.Fo

to
: F

am
ili

en
he

im
 S

ch
w

ar
z-

w
al

d-
Ba

ar
-H

eu
be

rg
 e

G

Villingen-Schwenningen – GdW-Präsident Axel Gedaschko besuchte 
im Rahmen seiner Sommertour in der letzten August-Woche den 
Schwarzwald-Baar Kreis und die Stadt Lörrach in Baden-Württemberg. 

Gemeinsam mit Sigrid Feßler, Direktorin des Verbands baden-württem-
bergischer Wohnungs- und Immobilienunternehmen (vbw), besichtigte 
Gedaschko die Mikrolofts der Familienheim Schwarzwald-Baar-Heuberg 
eG. Vorstand Sebastian Merkle präsentierte die Konzepthäuser in modu-
larer Bauweise, deren Mietpreise rund 25 Prozent unter der ortsüblichen 
Vergleichsmiete liegen. 

„Die Mikrolofts sind ein hervorragendes Beispiel für kostengünstigen 
Wohnungsbau. Sie wurden bereits mit dem DW-Zukunftspreis der Immo-
bilienwirtschaft 2015 ausgezeichnet. Ich freue mich sehr, diese wegwei-

senden Gebäude besichtigen zu können“, sagte Gedaschko.

In Lörrach nahm der GdW-Präsident nach einer Unterneh-
menspräsentation der Städtischen Wohnbaugesellschaft Lör-
rach mbH an verschiedenen Baustellenbesichtigungen teil. 
Diese führten ihn zu einer sozialintegrativen Mietwohnan-
lage sowie zu einem Projekt welches neben Aufstockung und 
Sanierung auch mit Einzelprivatisierungen arbeitet. Die Besich-
tigung des Niederfeldplatzes, Deutschlands erstem CO2-neut-
ralen Wohnquartier, und ein Pressegespräch mit lokalen Medi-
envertretern rundeten den Aufenthalt ab. � (schu/kön) 
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